
Eigentum in diesem Falle auf Grund eines Sicherungs­
übereignungsvertrages erworben wurde, kann nicht zu 
rechtlichen Folgerungen Anlaß geben, die mit dem Be­
griff des Eigentums nichts zu tun haben.

Dabei bleibt es ohne Bedeutung, daß es, wie jedes 
andere Eigentum, gesetzlichen und vertraglichen Be­
schränkungen ausgesetzt sein kann.

Die den angefochtenen Entscheidungen zugrunde 
liegende Auffassung über die Rechtsfolge des ange­
führten Vertrages ist deshalb unrichtig; vielmehr hat 
die Klägerin an den von der Verklagten gepfändeten 
Gegenständen, von denen die letztere nicht ernsthaft 
behauptet, daß sie etwa unter Eigentumsvorbehalt ge­
liefert worden seien, Eigentum erworben mit der Maß­
gabe, daß sie die ihr zustehenden Eigentumsrechte nur 
mit gewissen, in der Natur der Plangebundenheit liegen­
den Beschränkungen gegenüber jedem Nichteigentümer 
geltend machen kann. Die Tatsache, daß sie im Falle 
einer Verfügung über die Gegenstände an den im Plan 
vorgesehenen Weg gebunden ist, bleibt ohne Einfluß 
auf das Rechtsverhältnis zwischen den Parteien.

Der Klage war deshalb stattzugeben. Die gegentei­
ligen Entscheidungen verletzen § 771 ZPO.

II. Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§§ 823 Abs. 1, 831 BGB.
Auch der Hauseigentümer, der nicht im Hause wohnt, 

hat die Pflicht, die Verkehrssicherheit seines Grund­
stücks zu gewährleisten. Er hat sich insbesondere hin­
sichtlich der Streupflicht in regelmäßigen, kurzen Ab­
ständen davon zu überzeugen, daß die von ihm beauf­
tragten Personen dieser Pflicht sorgfältig nachkommen. 
Für Pflichtverletzungen dieser Personen hat der Haus­
eigentümer einzustehen.

BG Erfurt, Urt. vom 25. Juni 1953 — S 376/52 E.
Die Kläger bewohnten als Mieter da<- Hinterhaus eines 

Grundstücks der Verklagten. Für die Hausverwaltung hat die 
Verklagte ihren im Vorderhaus wohnenden Bruder, den Zeu­
gen Rudolf W., eingesetzt.

Die Klägerin zu 2) kam am 28. Januar 1951 auf dem (be­
tonierten, leicht abschüssigen Teil des Weges zwischen dem 
Vorderhaus und dem Grundstückseingang zu Fall und erlitt 
einen Oberschenkelhalsbruch, an dessen Folgen sie heute 
noch leidet. Die Kläger behaupten, daß die Verklagte ihrer 
Streupflicht nicht nachgekommen sei, und nehmen sie auf 
Schmerzensgeld und weiter für allen Schaden in Anspruch, 
der der Klägerin zu 2) durch den erlittenen Unfall künftig 
entstehen wird.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Be­
rufung der Kläger hat das BG nach Beweisaufnahme den An­
spruch dem Grunde nach anerkannt.

Außer den Fragen, die sich auf die vertragliche Haftung be­
ziehen, behandelt das Gericht die Haftung aus unerlaubter 
Handlung in den folgenden Ausführungen:

Aus den G r ü n d e n :
Der Erstrichter hat ein Verschulden der Verklagten 

verneint, weil keine Streupflicht bestehe. Diese Auf­
fassung ist nicht richtig. Vielmehr hat für die Verklagte 
am Unfalltage tatsächlich eine Streupflicht bestanden. 
Für die Verklagte als Hauseigentümerin besteht die 
Pflicht, die Verkehrssicherheit innerhalb ihres Grund­
stücks zu gewährleisten. Das bedeutet, daß die Ver­
klagte nicht nur für die Sicherheit der Treppen und 
sonstigen Zugänge zu den Wohnungen der Mieter ein­
zustehen, sondern auch für die Möglichkeit einer ge­
fahrlosen Begehung des Weges von der Grundstücks­
grenze bis zum Hause zu sorgen hat. Gewiß kann dem 
Streupflichtigen nicht zugemutet werden, daß er jeder­
zeit nachsieht, ob er auf Grund der Wetterverhältnisse 
zu streuen hat. Im vorliegenden Falle geschah aber der 
Unfall zu einer Tageszeit, zu der mit der Rückkehr 
auch anderer Hausbewohner von der Arbeitsstelle zu 
rechnen war. Für den Streupflichtigen besteht die Ver­
pflichtung, deren gefahrlose Rückkehr in ihre Wohnun­
gen sicherzustellen. Die Zeugin W. als Vertreterin des 
mit der Streupflicht beauftragten Hausverwalters hätte 
sich also davon überzeugen müssen, ob der Weg vom 
Grundstückseingang zum Haus glatt war oder gefahrlos 
begangen werden konnte. Diese Verpflichtung bestand 
um so mehr, nachdem sie im Nachbarhaus durch die Be­
merkung der Zeugin Sch. von dem Auftreten der Glätte 
gehört hatte. Auf diese schuldhafte Unterlassung ist es 
dann auch zurückzuführen, daß nicht gestreut wurde 
und die Klägerin zu 2) zu Fall kam.

Die Verklagte hat geltend gemacht, daß sie ihrem 
im Hause wohnenden Bruder, dem Zeugen W., die an

sich sie treffende Streupflicht übertragen habe. Dieser 
sei zuverlässig und auch von ihr genügend überwacht 
worden. Der Senat ist der Auffassung, daß der soge­
nannte Entlastungsbeweis nach § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB 
nicht geführt worden ist. Der als Hausverwalter einge­
setzte Zeuge W. hat zwar Vorsorge für den Fall seiner 
Verhinderung getroffen, während er tagsüber zur Arbeit 
ging und abwesend war. In dieser Zeit wurde er von 
seiner Ehefrau vertreten. Damit ist diese als soge­
nannter Verrichtungsgehilfe nach § 831 BGB anzusehen. 
Auf die Säumnis der Frau W. ist aber der Unfall zu­
rückzuführen. Denn sie hatte nach ihren eigenen An­
gaben am Nachmittag von dem Unfall von der Nach­
barin Frau Sch., der sie bei der Wäsche half, gehört, daß 
es glatt sei. Das mußte für Frau W. der Anlaß sein, zu­
mindest nachzusehen, ob zu streuen war. Das hat sie un­
streitig unterlassen. Für diese Pflichtverletzung hat die 
Verklagte einzustehen.

Es mag zwar sein, daß die Verklagte bei der Auswahl 
ihres Bruders zum Hausverwalter Sorgfalt beobachtet 
hat. Dies gilt aber nicht für seine Beaufsichtigung. Die 
Zeugin W. hat selbst erklärt, daß die Verklagte nur 
selten, etwa alle 10 bis 12 Wochen, zu ihnen gekommen 
sei. Ein derartig langer Zeitabstand genügt jedoch für 
die Beaufsichtigung nicht. Denn es ist zu berücksichti­
gen, daß die Verklagte auch am Ort wohnt und vor 
allen Dingen im Winter, wenn die Streupflicht zu be­
achten ist, mehrmals in kürzeren Abständen hätte 
kommen können. Es genügt keinesfalls, wie die Zeugin 
W. auf Vorhalt des Vertreters der Verklagten dann 
noch angegeben hat, daß sich die Verklagte beim monat­
lichen Überbringen der Miete danach erkundigt hat, ob 
das Ehepaar W. auch seiner Streupflicht ordentlich 
nachkomme. Vielmehr besteht für sie als Hauseigen­
tümerin die Verpflichtung, selbst nachzusehen und sich 
zu überzeugen, ob die ihr über die Streupflicht gemach­
ten Angaben auch tatsächlich zutreffen. Dann hätte sie 
nämlich feststellen müssen, daß die Streupflicht nach­
lässig befolgt wurde. Die Zeugin W. hat bekundet, daß 
ihr Ehemann selten streute, bevor er gegen 3U 6 Uhr 
morgens zur Arbeit ging. Sie selbst stand erst gegen 
7 Uhr, im Winter manchmal auch erst gegen 8 Uhr auf. 
In der Zwischenzeit wurde von ihnen nicht gestreut. Die 
Hausbewohner, die in dieser Zeit zu ihrer Arbeits­
stätte gingen, mußten über einen nicht gestreuten Weg 
gehen. Aus diesem Umstand ergibt sich, daß die Über­
wachung durch die Verklagte mangelhaft war, sonst 
wäre dieser Mißstand abgestellt worden ...

Die Verklagte kann sich auch nicht darauf berufen, 
daß die Klägerin die Glätte hätte erkennen und vor­
sichtiger hätte gehen müssen. Das würde nämlich be­
deuten, daß sich der Eigentümer mit einem Hinweis 
auf die Vorsichtspflicht des betreffenden Verkehrsteil­
nehmers von seiner Streupflicht befreien könnte. Damit 
wären aber die Normen der Streupflicht praktisch außer 
Kraft gesetzt, was zur Folge haben würde, daß eine 
bedeutende Verkehrsunsicherheit eintreten müßte ...

DurchfVO vom 23. Juli 1949 zur VO über die Zu­
lässigkeit von Anträgen auf Todeserklärung von Kriegs­
teilnehmern vom 22. Februar 1949 (ZVOB1. S. 550).

Kann eine Berichtigung der Todeszeitfeststellung nach 
§ 4 der DurchfVO vom 23. Juli 1949 zur VO über die 
Zulässigkeit von Anträgen auf Todeserklärung von 
Kriegsteilnehmern vom 22. Februar 1949 auch dann ver-; 
langt werden, wenn ein anderer Zeitpunkt als der 
31. Juli 1949 als Todestag festgestellt worden war?

BG Potsdam, Beschl. vom 31. Juli 1953 — 3 T 128/53.
A u s d e n G r ü n d e n :

Der Verschollene, Günter K., hat als Angehöriger der 
ehemaligen Deutschen Wehrmacht am zweiten Welt­
krieg teilgenommen und ist im Verlaufe der Kampf­
handlungen verschollen. Für die vom Antragsteller 
begehrte Todeserklärung gelten daher die Vorschriften 
der Verordnung vom 22. Februar 1949 (ZVOB1. S. 124) 
und vom 23. Juli 1949 (ZVOB1. S. 550), wonach der 
31. Juli 1949 regelmäßig als Todestag festzusetzen ist. 
Gemäß § 2 der Verordnung vom 23. Juli 1949 kann 
also jeder, der ein rechtliches Interesse an der Fest­
stellung einer anderen Todeszeit als dem 1. August 1949 
hat, den Antrag stellen, daß als Zeitpunkt des Todes 
derjenige Zeitpunkt festgestellt werde, der nach dem 
Ergebnis der getroffenen Ermittlungen der wahrschein­
lichste ist. Gemäß § 4 der gleichen Verordnung hat das
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